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Aufklärung und Feststellung des Sachverhalts 
im Zivilprozeß erster und zweiter Instanz
GERD JANKE,
wiss. Mitarbeiter am Obersten Gericht

Die Urteile und Beschlüsse der Gerichte auf den Gebieten des 
Zivil-, Familien- und Arbeitsredits genießen auch deshalb  
hohe Autorität, weil es die Gerichte immer besser verstehen, 
die für die Entscheidung erheblichen Tatsachen1  unter Beach­
tung der prozeßrechtlichen Vorschriften zu ermitteln und das 
materielle Recht richtig anzuwenden. Nur eine auf einem auf­
geklärten Sachverhalt und einer sorgfältigen Beweiswürdigung  
beruhende gerichtliche Entscheidung gewährleistet die rich­
tige materiell-rechtliche Beurteilung des streitig gewesenen  
Rechtsverhältnisses.

Zur Aufklärung des Sachverhalts

Nach § 2 Abs. 2 ZPO haben die Gerichte die für die Entschei­
dung erheblichen Tatsachen aufzuklären, wahrheitsgemäß fest­
zustellen und den Prozeß nach den Rechtsvorschriften zu ent­
scheiden. Unter den Begriffen „für die Entscheidung erhebliche 
Tatsachen“ (§ 2 Abs. 2 ZPO) und „für die Entscheidung erheb­
licher Sachverhalt“ (§§ 45 Abs. 3, 52 Abs. 1 ZPO) ist die 
Gesamtheit derjenigen Tatsachen zu verstehen, deren Kenntnis 
erforderlich ist, damit das Gericht auf die Existenz oder Nicht­
existenz der für das zu beurteilende Rechtsverhältnis maßgeb­
lichen rechtserheblichen Tatsachen2  schließen kann.

Aus § 12 Abs. 1 Ziff. 3 und 4 ZPO folgt, daß eine Klage 
schlüssig zu begründen ist und der Kläger für seine Tatsachen­
behauptungen Beweismittel zu benennen hat. Falls eine Klage 
nicht schlüssig ist, beginnt die Sachaufklärung mit der an den  
Kläger ergehenden Aufforderung des Gerichts, die Darstellung 
des Sachverhalts innerhalb einer festgesetzten Frist zu er­
gänzen (§ 28 Abs. 2 ZPO). Dabei ist es zweckmäßig, die Prozeß­
parteien nach § 33 Abs. 2 Ziff. 1 ZPO bereits vor der münd­
lichen Verhandlung aufzufordern, eine notwendige Ergänzung 
ihres Sachvortrags vorzunehmen und für ihr Tatsachenvor­
bringen Beweismittel anzugeben oder vorzulegen.

In der mündlichen Verhandlung hat das Gericht den für 
die Entscheidung erheblichen Sachverhalt mit den Prozeß­
parteien zu erörtern und —  soweit erforderlich —  auf die 
Benennung weiterer Beweismittel hinzuwirken. Der Entschei­
dung dürfen nur diejenigen Tatsachen zugrunde gelegt werden, 
die Gegenstand der mündlichen Verhandlung waren (§§45 
Abs. 1, 77 Abs. 2 Satz 1 ZPO; § 11; Satz 2 GVG).3

Bei der Aufklärung des Sachverhalts sind die Gerichte auf 
die aktive M itarbeit der Prozeßparteien angewiesen, weil diese 
als die unmittelbar am Konflikt Beteiligten in der Regel die 
umfassendsten Kenntnisse von den für die Entscheidung er­
heblichen Tatsachen haben. Die Prozeßparteien sind daher 
berechtigt und verpflichtet, bei der Aufklärung des Sachver­
halts mitzuwirken, indem sie insbesondere den für die Ent­
scheidung erheblichen Sachverhalt vollständig und wahrheits­
gemäß darlegen (§ 3 Abs. 1 Sätze 2 und 3 ZPO). Sie sind auch  
berechtigt und verpflichtet, dem Gericht Beweismittel zu  
benennen (d. h. Beweis anzutreten), soweit eine Beweiserhe­
bung erforderlich ist (§§ 3 Abs. 1 Sätze 2 und 3, 33 Abs. 2 Ziff. 1, 
45 Abs. 1 Satz 2 ZPO und für den Kläger außerdem § 12 Abs. 1 
Ziff. 4 ZPO).4  Das bezieht sich insbesondere auf solche Beweis­
mittel, die nur den Prozeßparteien selbst, nicht aber dem  
Gericht bekannt sind (z. B. auf Zeugen). Urkunden und andere 
Sachbeweise sind dem Gericht vorzulegen, soweit dies möglich  
ist.

* Das Gericht hat die Prozeßparteien bei der Darlegung des 
Sachverhalts und beim Beweisantritt durch geeignete Hin­
weise zu unterstützen (§ 3 Abs. 2 ZPO). Außerdem können sich 
die Prozeßparteien von einem rechtskundigen Prozeßbevoll­
mächtigten —  insbesondere durch einen Rechtsanwalt, in  
Arbeitsrechtssachen auch von einem Vertreter der Gewerk­
schaft —  über die Rechtslage (einschließlich der Beweislage) 
beraten und im Prozeß vertreten lassen (§3 Abs. 3 ZPO).

Gemäß § 52 Abs. 1 ZPO ist über unaufgeklärte Tatsachen5  
ijnd über streitiges Tatsachenvorbringen Beweis zu erheben. 
Eine Beweiserhebung ist jedoch nur über solche Tatsachen  
erforderlich, aus denen auf die Existenz oder Nichtexistenz 
von rechtserheblichen Tatsachen geschlossen werden kann.

Zur Würdigung der erhobenen Beweise

Die erhobenen Beweise sind vom Gericht zu würdigen (§ 54 
Abs. 5 ZPO). Das bedeutet, daß das Gericht die Richtigkeit der 
Beweismittel im  einzelnen wie in ihrem Zusammenhang zu  
bewerten und aus ihnen Schlüsse auf die W ahrheit oder Un­
wahrheit des Vorbringens der Prozeßparteien zu ziehen hat.6

Die Gründe, die dafür maßgebend waren, daß ein bestimm­
tes Tatsachenvorbringen einer Prozeßpartei als wahr oder 
unwahr bzw. bestimmte Beweismittel als richtig (Urkunden  
und andere Beweisgegenstände als echt), andere dagegen als 
unrichtig (bzw. als gefälscht oder verfälscht) gewürdigt wer­
den, sind in der Begründung der gerichtlichen Entscheidung 
darzulegen.7

Bei der Gesamtheit desjenigen Tatsachenvorbringens der 
Prozeßparteien und derjenigen Beweismittel, die das Gericht 
als richtig (und echt) —  d. h. als W iderspiegelung der objek­
tiven W ahrheit —  erkennt, handelt es sich um die „ f e s t g e - 
s t e l l t e n  Tatsachen“ oder um den „ f e s t g e s t e l l t e n  
Sachverhalt“ i. S. der §§ 2 Abs. 2 Satz 1, 45 Abs. 3 und 77 Abs. 1 
ZPO. Von diesem Sachverhalt hat das Gericht bei der mate­
riellrechtlichen Beurteilung des streitigen Rechtsverhältnisses 
auszugehen.

Anforderungen an Sachaufklärung und Beweiswürdigung 
im Verfahren erster Instanz

Das Oberste Gericht hat auf seiner Plenartagung über die bei 
der Anwendung der neuen ZPO zur Verstärkung der gesell­
schaftlichen W irksamkeit des sozialistischen Rechts gesammel­
ten Erfahrungen am 13. April 19778 , auf seiner Plenartagung 
zu den Anforderungen an die Sachaufklärung in den Zivil-, 
Familien- und Arbeitsrechtsverfahren am 27. Januar 19829  und

1 Tatsachen 1. s. der §§ 2 Abs. 2 und 77 Abs. 2 Satz 1 ZPO sind Um­
stände der objektiven Realität. Es kann sich dabei um äußere 
Umstände, z. B. um die Existenz oder Nichtexistenz einer Sache, 
um den Zustand eines Gegenstandes, das Vorliegen oder Nichtvor­
liegen bzw. den Verlauf einer menschlichen Handlung oder eines 
Naturereignisses, handeln. Aber auch die innere Einstellung eines 
Bürgers (z. B. die schuldform bei einer von ihm begangenen rechts­
widrigen Handlung) stellt eine Tatsache im Shine der o. g. Rechts­
vorschriften dar.
Keine Tatsachen i. S. der §§ 2 Abs. 2 und 77 Abs. 2 Satz l ZPO sind 
Rechtsnormen, deren Auslegung und Rechtsauffassungen.
In § 52 Abs. I ZPO wird das Wort „Tatsachen“ auch im Sinne von 
„Tatsachenbehauptungen“ oder „Tatsachenvorbringen“ (das sind 
Behauptungen einer Prozeßpartei über das Vorliegen von Tat­
sachen) gebraucht.
Vgl. dazu Zivilprozeßrecht, Lehrbuch, Berlin 1980, S. 294 f.

2 ReChtserhebliche Tatsachen sind Handlungen von Bürgern, Be­
trieben und Staatsorganen sowie Ereignisse, durch die Rechtsver­
hältnisse entstehen bzw. verändert oder beendet werden (vgl. 
Zivilrecht, Lehrbuch, Teil l, Berlin 1981, S. 82 ff.).

3 Vgl. dazu auch OG, Urteil vom 15. Mai 1979 - 2 OZK 13/79 - (NJ 
1980, Heft 1, S. 45).

4 Der Beweisantritt ist Teil der Beweisführungspflicht der Prozeß­
parteien (vgl. Zivilprozeßrecht, Lehrbuch, a. a. O., S. 297).
Im sowjetischen Recht ist die Beweisführungspflicht der Prozeß­
parteien ausführlicher geregelt (vgl. Art. 18 der Grundlagen der 
Zivilprozeßordnung der UdSSR und der Unionsrepubliken vom 
8. Dezember 1961; abgedruckt in: Die Grundlagen der sowjetischen 
Gesetzgebung, Moskau 1977, S. 438 f.).

5 „Unaufgeklärt gebliebene Tatsachen“ i. S. des § 52 Abs. 1 ZPO sind 
solche Sachverhalte, die dem Gericht nicht oder nicht vollständig 
bekannt sind, weil die Prozeßparteien dazu keine Erklärungen ab­
geben (z. B. aus Unkenntnis), oder solche Sachverhalte, über die 
sich das Gericht trotz des unbestrittenen Tatsachenvorbringens 
einer Prozeßpartei, des übereinstimmenden Sachvortrags beider 
Prozeßparteien oder trotz einer vorangegangenen Beweiserhebung 
nicht die notwendige Gewißheit verschaffen konnte.

6 Vgl. Zivilprozeßreeht, Lehrbuch, a. a. O., S. 302.
7 Zur Pflicht des Gerichts, die erhobenen Beweise in der Urteils­

begründung (§ 78 Abs. 1 Ziff. 4 ZPO) zu würdigen, vgl. W. Stras- 
berg, „Erfahrungen bei der Anwendung der neuen ZPO zur Ver­
stärkung der gesellschaftlichen Wirksamkeit des sozialistischen 
Rechts", NJ 1977, Heft 12, S. 354 ff. (insb. S. 358); H. Kellner, „Zur 
Begründung des Urteils in Zivil-, Familien- und Arbeitsrechts­
sachen“, NJ 1977, Heft 17, S. 608.

8 Vgl. den Bericht des Präsidiums an die Plenartagung vom 
13. April 1977 und das Referat von W. Strasberg in OG-Informatio- 
nen 1977, Nr. 1, S. 4 ff., sowie W. Strasberg in NJ 1977, Heft 12, 
S. 354 ff.

9 Vgl. den Bericht des Präsidiums an die Plenartagung vom 27. Ja­
nuar 1982 und das Referat von W. Strasberg in OG-Informationen 
1982, Nr. 2, S. 3 ff.


